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Neue Impulse für den Interzonenhandel? 

Rückgang kam nicht unerwartet 

Nach dem Rekordergebnis des Jahres 1966 stand 

der Warenverkehr im Interzonenhandel 1967 im 

Zeichen einer deutlichen Abschwächung: Der Um-

satz ging gegenüber dem Vorjahr um 7,5 vH auf 

2,75 Mrd. DM' zurück. Die vor Jahresfrist geäußerte 

pessimistische Erwartung ist damit bestätigt wor-

den. Auch die 1967 von der Bundesregierung ge-
schaffenen Erleichterungen haben — wie gleichfalls 

erwartet — diese rückläufige Entwicklung nicht auf-

zuhalten vermocht, da sie von vornherein als auf 

längere Sicht wirksam einzuschätzen waren=. 

Die ungleichgewichtige Entwicklung beider Waren-

ströme im Jahre 1966 hätte vermuten lassen, daß 

das Jahr 1967 völlig unter dem Einfluß der ver-

stärkten Bemühungen zum Ausgleich der Bilanz 
stehen würde. Dies aber war nur zum Teil der Fall: 

Sowohl die westdeutschen Lieferungen als auch die 

Bezüge lagen 1967 insgesamt um 9 vH bzw. 6 vH 

unter dem Niveau des Jahres zuvor. Allerdings ist 

innerhalb dieser Periode ein Tendenzumschwung 

im Verhältnis von Aus- und Einfuhren eingetreten: 

Der erneute Lieferrückstand der DDR entstand fast 

ausschließlich in den ersten sechs Monaten, wäh-

rend in der zweiten Jahreshälfte die Lieferungen 
und Bezüge nahezu ausgeglichen waren. Dennoch 
hat sich der mitteldeutsche Passivsaldo 1967 insge-
samt stark erhöht: Mit 1484 Mill. DM übertrafen 
die westdeutschen Lieferungen die Bezüge (1264 Mill. 

DM) abermals beträchtlich; der kumulierte Liefer-
überhang betrug am 31. Dezember 1967 500 Mill. DM. 

Die Warenstruktur des Interzonenhandels hat sich 
im Jahre 1967 weiter verändert: Bei den westdeut-

schen Lieferungen gingen die Verkäufe landwirt-

Nummer 16 

schaftlicher Erzeugnisse gegenüber dem Vorjahr um 

25 vH (90 Mill. DM) und die von Eisen und Stahl 
sogar um 40 vH (137 Mill. DM) zurück. Chemische 

Produkte wurden in gleichem Maße wie 1966 ver-

kauft. Die Lieferungen von Maschinenbauerzeug-
nissen wurden um 13 vH (29 Mill. DM) erhöht. 

Die westdeutschen Bezüge zeigen ein ähnlich un-

einheitliches Bild: Die Käufe von Gütern der Er-
nährungswirtschaft erhöhten sich um 5,7 vH; fast 

ebenso stark war die Zunahme bei chemischen Er-

zeugnissen (5,2 vH). Dagegen blieben die Käufe von 
Maschinen sowie von Textilien und anderen Ver-

brauchsgütern erheblich (um 20 vH) hinter dem Vor-

jahrsergebnis zurück. Auch die Braunkohlenbezüge 

verminderten sich abermals stark (- 28,5 vH), was 
zusammen mit dem Ausfall der Treibstoffbezüge 

1967 zu einem Minus in der Bilanz von knapp 

100 Mill. DM führte. 

Im Gegensatz zum innerdeutschen Warenverkehr 

konnte die DDR im vergangenen Jahr den Handel 
mit ihren anderen Partnern erheblich steigern. So 

erhöhten sich die Exporte in die UdSSR — auf die 

1966 41,5 vH des mitteldeutschen Außenhandels-

umsatzes entfallen waren — um 10,3 vH und in die 

Industrieländer des Westens insgesamt um rund 
12 vH. Diese Entwicklung ist offenbar die Folge einer 

„Konsolidierung der Bilanzen" gewesen: Gegenüber 

der UdSSR waren noch Exportverpflichtungen zu 

erfüllen, die 1965 und 1966 infolge rückläufiger Aus-

fuhren entstanden waren. Auch die Ausfuhr in die 
„kapitalistischen Industrieländer" (ohne Bundes-

republik) hatte im Jahre 1966 — im Gegensatz zum 

Interzonenhandel — bei stark expandierenden Im-

porten kaum erhöht werden können; für diese Län- 

1 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
° Vgl. Wochenberichte des DIW Nrn. 12 und 40/1967. 
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Nestdeutsche Lieferungen im Interzonenhandels) 

Warengruppen 
in Mill. VE in vH 

1966 1967 1966 1967 

Pflanzl. u.tier. Prod., Ernährun gsgüter2) 
dar.: Ölkuchen u. Schrote   

Rohe Öle   
BergBauerzeugnisse   
NE-Metalle u. Metallhalbzeug 
Eisen u. Stahls)   
dar.: Stahlhalbzeug   

Walzstahl   
Weiterverarbeiteter Walzstabl 
Kaltband   
Präzisionsstahlrohre   
Gezogener Draht   

laschinenbauerzeugnisse   
dar.: Nfetallbearbeitungsmaschinen 

Verd chteru.Druel luftgeräte . 
Maschinen für die Verarbeitung 
von Gummi und Kunststoff 
Baumaschinen   
Maschinen und Einrichtungen 
für den Bergbau   
Masch. f. d. Nahrunggsmittelind.   
Masch. u. Anlagen für die ehern  
und verwandte Industrie . . 
Papier-und Druckereimaschinen 
Textilmaschinen   

Land- u. Wasserfahrzeuge   
Elektrotechnische Erzeugnisse 
dar.: Elektr. Meß-u.Steuerungsgeräte 
Feinmech.u.optische Erzeugnisse 
Chemische Erzeugnisse4)   
dar.: Düngemittel   

Farben, Farbstoffe, Lacke . . . 
Glas u. Glaswaren, Keramik   
Holz u. Holzerzeugniese   
Zellstoff, Papier, Papier u. Druckerei-

erzeugnisse   
Textilien   
Bekleidung   

Lieferungen, insgesamt   

364,6 
143,0 
70,2 
32,8 
45,9 

343,3 
30,5 

161,3 
35,0 
29,8 
24,6 
30,1 

222,7 
37,8 
10,6 

8,7 
8,5 

6,7 
18,6 

37,4 
6,7 

23,4 
15,2 
34,6 
8,9 

12,4 
352,8 
128,7 
37,8 
24,7 
92,2 

25,5 
47.2 
27,8 

274,8 
99,2 
33,8 
30,0 
78,6 

206,8 
16,5 
74,7 
27,6 
20,7 
19,6 
31,0 

251,5 
40,0 
10,3 

15,4 
10,3 

10,6 
24,0 

28,9 
13,8 
26,1 
6,2 

49,4 
13,2 
14,2 

353,8 
100,'2 
39,9 
20,8 
25,7 

30,2 
63,3 
31,3 

1 625,3 1 484,1 

22,4 
8,8 
4,3 
2,0 
2,8 

21,1 
1,9 
9,9 
22 
1,8 
1,5 
1,9 

13,7 
2,3 
0,7 

0,5 
0,5 

0,4 
1,1 

2,3 
0,4 
1,4 
0,9 
2,1 
0,5 
0.8 

21,7 
7,9 
2,3 
1,5 
1,4 

1,6 
2,9 
1,7 

18,5 
6,7 
2,3 
2,0 
5,3 

13,9 
1,1 
5,0 
1,9 
1,4 
1,3 
2,1 

16,9 
2,7 
0,7 

1,0 
0,7 

0,7 
1,6 

1,9 
0,9 
1,8 
0,4 
3,3 
0,9 
1,0 

23,8 
6,8 
2,7 
1,4 
1,7 

2,0 
4,3 
2,1 

100,0 100,0 

1) Einschl. Berlin (West). - 2) Einschl. Tabakwaren. - ) Einschl. Gie6e-
reierzeugnisse sowie Erzeugnisse der Ziehereien u. Stahlverformung. -
4) Einschl . Kunststofferzeugnisse sowie Gummi- und Asbestwaren. 

Quelle: Stat. Bundesamt Wiesbaden : Warenverkehr zwischen den Wäh-
rungsgebieten der DM-West und der D•f-Ost", Fachserie F, 
Reibe 6, Dezember 1967. 

dergruppe ergab sich ein doppelt so hohes Handels-

defizit wie im Interzonenhandel. Auch im Jahr zu-

vor hatte Mitteldeutschland mit diesen Ländern -

im Gegensatz zur Bundesrepublik - einen Passiv-

saldo. 

Die rückläufige Entwicklung des Interzonenhan-

dels im letzten Jahr braucht daher nicht unbedingt 

als das Ergebnis einer gewollten Restriktion dieses 

Handels durch die DDR gewertet zu werden. Ihre 

Ursache könnte vielmehr durchaus in hohen Ex-

portverpflichtungen und einer angespannten Devisen-

bilanz zu suchen sein. 

1968 keine Belebung in Aussicht 

Die allgemein erwarteten und im Verlauf des ver-

gangenen Jahres bereits erkennbaren Bemühungen 

zum Abbau des mitteldeutschen Lieferrückstandes, 

die sich sowohl in einer Zurückhaltung der Auf-

traggeber bei Bestellungen als auch in Anstrengun-

gen zur Steigerung eigener Verkäufe an westdeut-

sche Interessenten ausdrücken', werden das Bild der 

Entwicklung in diesem Jahr prägen. Bei der zu er-

wartenden Stagnation des Umsatzes wird ein Abbau 

der mitteldeutschen Passivsaldos im wesentlichen 

nur durch Umkehrung der vorjährigen Liefer-Be-

zugswerte möglich sein. Doch selbst bei einem Rück-

gang der Lieferungen um 20 vH und einer Zunahme 

der Bezüge aus Westdeutschland um ebenfalls 20 vH 

würde der mitteldeutsche Überschuß nur 300 bis 

350 Mill. DM erreichen; der alte mitteldeutsche Pas-

sivsaldo würde also dadurch noch nicht beseitigt 

werden können. 

Dabei ist eine stärkere Ausdehnung der westdeut-

schen Bezüge recht problematisch; zu fragen bleibt 

im wesentlichen, wie sie kurzfristig zu erreichen sein 

soll. Offen ist vor allem, bei welchen Erzeugnissen 

dies geschehen könnte. Zwar hat es in den letzten 

acht Jahren bei den Bezügen zweimal jährliche Zu-

wachsraten von jeweils 23 bzw. 26 vH gegeben; 

jedoch waren sowohl 1960 als auch 1965 die Güter 

der Ernährungswirtschaft maßgeblich an dieser 

Steigerung beteiligt. Eine erneute Ausdehnung der-

artiger Bezüge ist aber unwahrscheinlich und aus 

verschiedenen Gründen nicht wünschenswert'. 

3 Die neuesten Daten über die Entwicklung des Interzonen-
handels in den Monaten Januar und Februar 1968 bestätigen 
dies. 

4 Siehe hierzu Wochenberichte des DIW Nrn. 12 und 40/1967. 

Westdeutsche Bezüge im Interzonenhandels) 

Warengruppen 
in Mill. VE in vIl 

1966 1967 1966 1967 

Pflanzl. u. tier. Prod ., Ernährungsgüter 
dar.: Getreide   

Schweinefleisch   
Verbrauchszucker   

Braunkohle   
Mineralölerzeugnisse   
dar.: Benzin und Diesel 
Steine und Erden   
Eisen und Stahlt)   
Chemische Erzeugnisses)   
Maschinenbauerzeugnisse   
dar.: Metallhearbeitungsmaschinen 

Büromaschinen   
Elektrotechnische Erzeugnisse . . 
dar.: Rundfunk-, Fernseh- und 

Phonogeräte   
Feinmech. und optische Erzeugnisse 
dar.: Foto- und Kinogeräte   
Eisen-, Blech- und Metallwaren . . . 
Glas und Glaswaren, Keramik . 
Z"ellstoff, Papier, Papier- u. Druckerei-

erzeugnisse   
Holz und Holzerzeugnisse   
dar.: Möbel   
Leder, Lederwaren und Schuhe . 
Musikinstrumente und Spielwaren4) 
dar.: Spielraren   
Textilien 
dar.: Meterware   

Wirk- und Strickwaren . . . . 
Bekleidung   
dar.: Oberbekleidung   

Wäsche   

Bezüge, insgesnmt   

345,9 
149,6 
89.8 
26,7 
162,3 
67,5 
48,5 
27,9 
41,0 

100,2 
70,9 
24,8 
14,3 
29,2 

12,8 
24,4 
11,6 
19,4 
21,6 

32,6 
56,8 
29,8 
11,6 
22,9 
11,2 

142,3 
41,(,' 
74,2 
102,1 
54,3 
31,3 

397,.5 
148,7 
81,2 
31,4 

116,1 
20,7 

34,2 
49,7 
105,4 
56,8 
18,5 
10,1 
29,5 

11,9 
21,4 
10,8 
19,3 
23,0 

29,3 
53,9 
35,0 
12,4 
17,5 
9,5 

128,2 
38,7 
63,4 

102,0 
55,2 
33,2 

1345,4 •'• 1 264,0 

27,9 
11,1 
6,7 
2,0 

12,1 
5,0 
3,6 
2,1 
3,0 
7,4 
5,3 
1,8 
1,1 
2,2 

1,0 
1,8 
0,9 
1,4 
1,6 

2,4 
4,2 
2,2 
0,9 
1,7 
0,8 

10,6 
3,1 
5,5 
7,6 
4,0 
2,3 

100,0 

31,4 
11,8 
6,4 
2,5 
9,2 
1,6 

2,7 
3,9 
8,3 
4,5 
1,5 
0,8 
2,3 

0,9 
1,7 
0,9 
1,5 
1,8 

2,3 
4,3 
2,8 
1,0 
1,4 
0,8 

10,1 
3,1 
5,0 
8,1 
4,4 
2,6 

100,0 

1) Einschl. Berlin (West). - 2) Einschl. Gief4ereierzeugnisse sowie Er-
zeugnisse der Zicherei und Stahlverformung. - s) Einschl. Kunststoff-
erzeugnisse sowie Gummi- und Asbestwaren . - 4) Sowie Turn- und 
Sportgeräte, Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine. 

Quelle: Stat. Bundesamt Wiesbaden : „Warenverkehr zwischen den Wäh-
rungebieten der DM-West und der DM-Ost", Fachserie F, 
Reihegs  6, Dezember 1967. 
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Zwar würden eine Einigung über die Ausgleichs-

zahlungen für Mineralölerzeugnisses und die Wieder-

aufnahme der mitteldeutschen Benzin- und Diesel-

lieferungen zu einer Entlastung der innerdeutschen 

Warenbilanz führen. Sie dürfte jedoch nicht ausrei-

chen, um einen erneuten Rückgang der westdeut-

schen Lieferungen auch im Jahre 1968 zu verhin-

dern'. Allerdings könnte kurzfristig ein Rückgang 

der Lieferungen durch eine stärkere Kreditierung 

der westlichen Lieferungen — etwa in Form einer 
Swingerhöhung — aufgehalten werden; sie müßte 

jedoch mit einer weiteren zeitlich großzügigen Aus-

setzung des Saldenausgleichs verbunden sein. Das 
Problem der unzureichenden mitteldeutschen Gegen-

lieferungen wird allerdings auf diese Weise grund-

sätzlich nicht gelöst werden können. Der damit ver-

bundene Zeitgewinn wäre nur dann sinnvoll, wenn 

er von beiden Seiten intensiv dazu genutzt würde, 
günstigere Voraussetzungen für verstärkte Liefe-

rungen Mitteldeutschlands zu schaffen. 

Bemühungen um verstärkte Bezüge notwendig 

In der Bundesrepublik wären hierzu eine weiter-

gehende Liberalisierung der Bezugspolitik' — ins-
besondere bei der „autonomen Wertbegrenzung" 
der gewerblichen Gütere — und eine größere Ab-

nahmebereitschaft der Konsumenten erforderlich. 

Auch heute gibt es z. T. noch Vorbehalte gegenüber 

den aus der DDR stammenden Erzeugnissen, die 
oft unberechtigt sind. Zum Abbau von Ressenti-

ments könnten verbesserte Informationen, z. B. mit 
Hilfe der „Stiftung Warentest", beitragen. 

Auf der anderen Seite sollte die DDR weiterhin 

bemüht bleiben, ihre Erzeugnisse von der Qualität, 

dem Sortiment, dem Service und der Produktgestal-

tung her für den westdeutschen Verbraucher attrak-
tiv zu machen. Notwendig wäre außerdem eine stär-

kere Ausrichtung der Absatzbemühungen auf die 

Gegebenheiten des westdeutschen Marktes, vor allem 

mit Hilfe eines verbesserten „marketing". Hierzu 

könnte u. a. die Inanspruchnahme der Erfahrungen 

und der Dienste westdeutscher Werbefirmen zählen, 

doch auch die Veranstaltung von Ausstellungen, ins-

besondere von Konsumgütermessen. Derartige For-

men der Absatzförderung werden von anderen ost-

europäischen Ländern auf westlichen Märkten be-

reits mit Erfolg gepflegt. Auch ist die teilweise schon 

diskutierte Einrichtung von Warenauslieferungs-

und Ersatzteillagern, Kundendienst- und techni-

schen Büros' sowie von „Stellen für die Marktbeob-

achtung" ein durchaus geeignetes Mittel zur Absatz-

förderung mitteldeutscher Erzeugnisse in der Bun-
desrepublik. 

Mit den bereits in Düsseldorf und Frankfurt/M. 
bestehenden „Büros des Ministeriums für Außen-

Wirtschaft" der DDR sowie dem vom Bundeskanzler 

avisierten und noch einzurichtenden „Büro für den 

Interzonenhandel" in Ost-Berlin10 könnte damit be-

gonnen werden, ein Netz von Kontaktstellen zur 

Kundengewinnung, -beratung und -betreuung in bei-
den Teilen Deutschlands zu schaffen. Zwar erscheint 

die Einrichtung westdeutscher Stellen in der DDR 

wegen der einseitigen Schwierigkeiten des Bilanz-

ausgleichs wirtschaftlich gegenwärtig als nicht so 

dringlich wie umgekehrt, doch dürfte sich mit zu-

nehmender westlicher Konkurrenz auf dem mittel-

deutschen Markt und sich erweiternder Entschei-

dungsbefugnis der mitteldeutschen Außenhandels-

und Produktionsbetriebe ein solches Netz westdeut-

scher Kontaktstellen in der DDR als nützlich er-

weisen. 

Weitere Möglichkeiten für eine Bilanzaufbesse-
rung im Interzonenhandel böten sich für die DDR 

auf längere Sicht auch im Reiseverkehr und durch 

Kooperation wert- und mitteldeutscher Industrie-

betriebe. Beide Instrumente werden von einigen ost-

europäischen Ländern bereits heute genutzt" 

In der zwischenbetrieblichen Kooperation, die es 

erst seit etwa drei Jahren in den Wirtschaftsbezie-

hungen Ost- und Westeuropas gibt, sind inzwischen 

vielfältige Formen entwickelt worden. Sie reichen 

beim östlichen Partner von der Lizenznahme über die 

Montage importierter Teilaggregate, die Produktion 

von Einzelteilen oder ganzen Erzeugnissen auf Be-

stellung durch den westlichen Kooperateur bis zur 

gemeinsamen Produktion bestimmter Erzeugnisse 

(unter Umständen bei Verwendung einzelner impor-

tierter Elemente aus dem Land des Partners und 

Export der Gemeinschaftsproduktion in Drittlän-
der). Die unternehmerische Zusammenarbeit zwi-

schen ost- und westeuropäischen Industriebetrie-

5 Die DDR fordert hierfür einen Ausgleichsbetrag von etwa 
200 Mill. DM. 

6 Offen hierbei bleibt freilich, ob aus politischen Gründen 
eine Begleichung weiterer finanzieller Forderungen der Ostseite 
(z. B. aus dem Postverkehr) und ihre Verrechnung über den 
Interzonenhandel möglich oder beabsichtigt ist. 

7 Vgl. hierzu Wochenberichte des DIW Nrn. 12 und 40/1967. 

8 Für dieses Jahr wurden gewerbliche Güter im Wert von 
16 Mill. DM von der Kontingentsaufhebung und -erweiterung 
betroffen. Die 1967 für wertbegrenzte Bezüge erteilten Geneh-
migungen betrugen lt. Jahresbericht des Bundeswirtschafts-
ministeriums („Bundesanzeiger" Nr.33/1968) 88 Mill. DM. 

9 In der DDR-Presse (Neues Deutschland vom B. 3. 1968) 
wurde. kürzlich berichtet, daß Mitteldeutschland in den Ent-
wicklungsländern 60 und in den „kapitalistischen Industrielän-
dern" 50 Kundendienst- und technische Büros — sowohl für 
Investitions- als auch für technische Konsumgüter — unterhält. 

10 In dem „Bericht über die Lage der Nation" vor dem 
Deutschen Bundestag im März 1968. Wiedergegeben im „Bulle-
tin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung" 
Nr.33/1968, S. 263. Nachfolgend zitiert als „Bulletin". 

11 Der Reiseverkehr wird am stärksten von Jugoslawien 
und der Tschechoslowakei als Quelle der Devisenbeschaffung 
geschätzt, während eine Industriekooperation mit westlichen 
Ländern besonders in Polen und Ungarn gepflegt wird. Siehe 
hierzu: H. Tischner „Der deutsche Osthandel" in Konjunktur-
politik 1967 H.5/6 und „Fremdenverkehr in Osteuropa" in 
Wochenbericht des DIW Nr. 30/1967. 
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benl" bietet für die östlichen Partner mehrere Vor-

teile, so die Sicherung des Absatzes der Erzeugnisse 

auf den differenzierten westlichen Märkten, eine 

weitgehende Ausschaltung der Marktrisiken durch 
Mengen- und Preisabsprachen und nicht zuletzt die 

Übermittlung des technischen Wissens des Westens. 

Die bisher noch mehr oder weniger in einem Expe-

rimentierstadium befindliche Industriekooperation 

könnte in Zukunft größere Bedeutung erlangen, weil 

sie der im Zuge der Wirtschaftsreformen stärker be-

tonten Eigenverantwortung der Einzelbetriebe bzw. 
deren Dachorganisationen weitgehend entgegen-

kommt. 

Alle diese Möglichkeiten wären ebenso geeignet, 
das mitteldeutsche Defizit im Interzonenhandel ab-

zubauen und dem Güteraustausch neue Expansions-

impulse zu geben, wie die bereits früher vom DIW 

vorgeschlagene Erweiterung des bisher bilateralen 

Abrechnungsverkehrs zu einem Clearing mit ande-

ren osteuropäischen Ländern, z. B. mit der Sowjet-

union13 

Ausblick 

Für die Beantwortung der Frage, ob diese Mög-

lichkeiten — und gegebenenfalls warum sie nicht — 

genutzt werden, sind weniger ökonomische Aspekte 

maßgeblich, wie die Erfahrung zeigt. Entscheidend 
ist vielmehr, ob und in welchem Umfange eine Stär-

kung des innerdeutschen Warenverkehrs politisch 

erwünscht ist. Für die Bundesrepublik hat der Bun-

deskanzler kürzlich erneut die Bereitschaft erklärt, 

den Interzonenhandel zu fördern, den wirtschaft-

lichen Fortschritt in der DDR zu unterstützen und 

hierzu ein „Gesamtkonzept für die Wirtschafts-

beziehungen zwischen den beiden Teilen Deutsch-

lands" — aus der Sicht der Bundesrepublik — an-

gekündigt14. Ob dieses Konzept, soweit es den Inter-

zonenhandel betrifft, dem Bedürfnis der Ostseite 

nach langfristigen Dispositionsmöglichkeiten ent-

gegenkommt und ihr auch politisch akzeptabel er-

scheint, bleibt abzuwarten. Auf jeden Fall sollte es 
die Beseitigung aller noch bestehenden Handels-

hemmnisse im Interzonenhandel einschließen, schon 

deshalb, um die von der mitteldeutschen Wirtschafts-

führung verfolgte Handelspolitik sichtbar werden zu 

lassen. 

Einem schnellen Erfolg der Bemühungen sind 
Grenzen gesetzt: 1968 kann mit einer Umsatzsteige-

rung noch nicht gerechnet werden. In den Jahren 

1969 und 1970 — also noch während der Laufzeit 

des mitteldeutschen Perspektivplans — aber sollte es 

gelingen, einen weiteren Rückgang des Interzonen-
handelsanteils aufzuhalten. Darüber hinausgehende 

Bestrebungen werden jedoch erst danach Erfolg 

haben können; denn 1970 laufen sowohl der mittel-

deutsche Perspektivplan als auch die mehrjährigen 

Handelsverträge aus, nach denen der bei weitem 
größte Teil des mitteldeutschen Außenhandels abge-

wickelt wird. Soll eine Sicherung steten Wachstums 

im Interzonenhandel gewährleistet sein, so wird dies 

in den längerfristigen Wirtschaftsplänen und Han-

delsverträgen berücksichtigt werden müssen. 

Ob aber eine durchaus mögliche und für beide Sei-
ten nützliche Intensivierung des innerdeutschen 
Warenverkehrs auf längere Sicht auch eintritt, wird 

vom Willen der politischen Instanzen beider Seiten 

abhängen. Es wäre zu wünschen, wenn — zunächst 

für die westliche Seite — der Inhalt des „ Gesamt-

konzepts" eine günstige Prognose erleichtern würde. 

12 Auf seiten Westeuropas sind westdeutsche Unternehmer 
hier führend. 

ls Vgl. Wochenbericht des DIW Nr. 40/1967. 
14 Vgl. Bulletin. 

Aspekte der künftigen energiewirtschaftlichen Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Die Entwicklung der Energiewirtschaft in der 

Bundesrepublik Deutschland wird auch in den kom-

menden Jahren von strukturellen Änderungen ge-
kennzeichnet sein. Für den deutschen Steinkohlen-

bergbau sind die Absatzprobleme noch keineswegs 

gelöst. Zwar hat sich der Absatz deutscher Stein-
kohle im Jahre 1967 günstiger entwickelt als erwar-

tet; doch tragen die Gründe, die dafür maßgebend 
waren, vornehmlich kurzfristigen Charakter. 

Zunächst profitierte der größte industrielle Ab-
nehmer, die Eisenschaffende Industrie, im vergan-

genen Jahr von einer konjunkturrellen Sonderbewe-

gung. Die Rohstahlerzeugung erreichte 36,7 Mill. t 

und konnte damit gegenüber dem Vorjahr um fast 

1,5 Mill. t gesteigert werden. In der Roheisenerzeu-

gung wurde mit 27,4 Mill. t sogar ein neuer Produk-

tionsrekord aufgestellt: Die Vorjahrsproduktion ist 

um 2 Mill. t (7,3 vH) übertroffen worden. Aus der 

Produktionssteigerung resultiert gegenüber 1966 ein 

Mehrverbrauch von etwa 1,6 Mill. t Kokseinsatz-

kohle. Dabei haben offenbar die im Verlauf der 

Suezkrise entstandenen Sonderbewegungen der 

Heizölpreise sowie die mit 6,80 DM/t festgesetzte 

Subventionierung der deutschen Kokskohle die Sub-
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stitutionskomponente, die zu einer Senkung des spe-

zifischen Kokseinsatzes im Hochofen führt, ge-

schwächt. 

Ferner wurde der Export von Steinkohle 1967 

gegenüber dem Vorjahr um 2 Mill. t auf 18 Mill. t 

gesteigert. Dies war im wesentlichen eine Folge der 

günstigen internationalen Entwicklung der Eisen-

und Stahlindustrie, aber auch der von den Unter-

nehmen zugestandenen, teilweise beachtlichen Preis-

nachlässe für Haldenkohle. 

Die genannten Faktoren haben entscheidend dazu 

beigetragen, daß der Absatz deutscher Steinkohle im 

vergangenen Jahr von 118 Mill. t (1966) nur auf 

114,6 Mill. t gesunken ist. Da die Steinkohlenförde-

rung wesentlich stärker gedrosselt wurde — von 

126 Mill. t auf 112 Mill. t im Jahre 1967 —, konnten 

die Haldenbestände um 2,6 Mill. t Steinkohle und 

Steinkohlenkoks vermindert werden. Zu berück-

sichtigen sind hierbei allerdings gewisse konzern-

interne Transaktionen, durch die etwa 1,5 Mill. t 

Haldenkohle auf Verbraucherbestände „umgebucht" 

wurden. Diese als Absatz ausgewiesenen Mengen 

entsprechen daher keinem wirklichen Mehrver-

brauch. 

Es wäre unrealistisch, die Entwicklung des vergan-
genen Jahres zum Ansatzpunkt mittel- oder lang-

fristiger Überlegungen zu machen. Die künftigen 

Absatzmöglichkeiten für den deutschen Steinkoh-

lenbergbau werden vielmehr — sieht man von der 

schwer zu überblickenden Entwicklung der Export-

märkte ab — in entscheidendem Maße von den tech-

nologischen Entwicklungstendenzen der Eisenschaf-

fenden Industrie und den künftigen strukturellen 

Veränderungen der deutschen Elektrizitätswirt-
schaft beeinflußt werden. 

Die Kokskohlensubvention hat zwar die Wettbe-

werbsstellung der deutschen Kokskohle verbessert, 

die Eisenschaffende Industrie wird aber auch wei-
terhin mit allen Mitteln bestrebt sein, den ver-

gleichsweise teuren Koksverbrauch im Hochofen 

(etwa 50 DM/t Roheisen) einzuschränken. Diese Ra-
tionalisierungsmaßnahmen werden durch zwei Ten-
denzen gekennzeichnet: 

— die weitere Senkung des spezifischen Koksver-

brauchs je t Roheisen, z. B. durch verbesserte 
Möllervorbereitung, Substitution des Kokses 

durch Erdöl und Erdgas, Steigerung der Heiß-
windtemperatur und Übergang zu größeren 

Hochofeneinheiten und 

— die Umstellung der konventionellen Verhüt-

tungstechnik auf die Roheisenerzeugung 
„außerhalb des Hochofens" (Direktreduktions-

verfahren). 

Die Maßnahmen der ersten Kategorie, zu denen 
im Hinblick auf die erweiterte Vorbereitung der im 

Hochofen eingesetzten Rohstoffe insbesondere der 

Einsatz vorreduzierter Pellets gehört, werden den 

spezifischen Koksverbrauch im Bereich der her-
kömmlichen Hüttentechnik — sie hat heute in der 

Verbindung Hochofen/Sauerstoffaufblas-Stahlwerk 

einen hohen Stand der Vervollkommnung erreicht — 

weiterhin schrumpfen lassen. Darüber hinaus sind 

der Substitution des Kokses durch andere Energie-

träger im Hochofen jedoch technologische Grenzen 
gesetzt. Das gilt auch für die Forschungserfolge auf 

dem Gebiet der sogenannten Nuklear-Siderurgie, ein 

Verfahren, nach dem zur Reduktion des Eisenerzes 
Reaktorwärme eingesetzt wird; etwa zwei Drittel 

der derzeit im Hochofen verbrauchten Koksmenge 

soll damit eingespart werden. 

Zweifellos werden die Maßnahmen der Eisen-

schaffenden Industrie zur Senkung der Produktions-

kosten vorerst auf die bestehenden Anlagen konzen-

triert sein. Insofern wird der Kohlenabsatz in diesem 
Bereich — freilich unter Berücksichtigung der weite-

ren Verminderung des spezifischen Koksverbrauches 

— vorläufig gesichert bleiben. 

Der einschneidende technologische Strukturwandel 

einer Umstellung der konventionellen Metallurgie 
auf die Eisenerzeugung „außerhalb des Hochofens" 

wird sich jedoch voraussichtlich etwa nach Ablauf 
der nächsten 4 oder 5 Jahre auszuwirken beginnen. 

Der Anwendung von Direktreduktionsverfahren 

wird bereits in den längerfristigen Investitionspla-

nungen Rechnung getragen. Da das in verschiedenen 

Direktreduktionsverfahren ohne Schmelzprozeß zu 

metallischem Eisen reduzierte Eizenerz zunächst im 

wesentlichen zur Elektrostahlerzeugung eingesetzt 

werden dürfte, wird der Ablauf des skizzierten 

Strukturwandels mit. großer Wahrscheinlichkeit von 

dem Angebot preisgünstigen Kernenergiestroms be-

schleunigt werden. Schon heute gilt es im Bereich 

besonderer Edelstahl-Programme als wirtschaftlich 

interessant, direktreduzierte Erze zur Schmelzung 

hochwertiger Stähle in Elektro-Lichtbogenöfen ein-
zusetzen. 

Wie schnell die technologischen Wandlungen in der 

Eisenschaffenden Industrie den Steinkohlenabsatz 
beeinflussen werden, ist im einzelnen noch nicht zu 

übersehen. Jedenfalls wäre es unrealistisch anzu-
nehmen, der größte industrielle Abnehmer von 

Steinkohle bzw. Steinkohlenkoks sei auch weiterhin 

im gleichen Maße wie in den vergangenen Jahren 

für den Steinkohlenbergbau ein relativ sicherer Ab-
satzbereich. 

Auch in der westdeutschen Elektrizitätswirtschaft 

wird die Rolle der Steinkohle unter Berücksichtigung 
der künftigen Verfügbarkeit von Kernenergie zur 
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Stromerzeugung einer problematischen Entwicklung 

unterworfen sein. Die mit den Gesetzen zur Siche-

rung des Steinkohlenabsatzes in der Elektrizitäts-

wirtschaft beschlossenen Maßnahmen laufen Mitte 

1971 aus. Zwar werden mit ihrer Hilfe Steinkohlen-

kraftwerken bis zum vollen Ausgleich der Brenn-

stoff- und Betriebskosten-Differenz gegenüber 

Heizölkraftwerken Subventionen gewährt und auf 

diesem Wege bis 1970 voraussichtlich zusätzlich 

6 Mill. t abzusetzen sein. Das Ziel der Gesetze aber, 

den Steinkohlenanteil an der Gesamtstromerzeu-

gung bis 1971 bei 50 vH zu „stabilisieren", wird 

Fiktion bleiben; denn schon 1966 war diese Quote 
auf etwa 41 vH gesunken, und wesentlich darüber 

wird sie bis 1970/71 kaum gesteigert werden kön-
nend. Selbst wenn die Stromgesetze verlängert wer-

den sollten, wird ihr entscheidender Mangel darin 

liegen, daß die Subventionierung der Steinkohle an 

dem versteuerten Preis des schweren Heizöls orien-

tiert wird, nicht aber an den schon zu Beginn der 70er 

Jahre voraussichtlich wesentlich niedrigeren ver-

gleichbaren Kosten von Kernkraftwerkend. Soll auch 

in den siebziger Jahren der Steinkohlenabsatz zur 

Stromerzeugung in geplantem Umfang gesichert 

bleiben, so müßten die Stützungsmaßnahmen — mit 

der Folge erheblicher Mehrbelastungen — an dem 
kostengünstigsten Energieträger, der Kernenergie, 

ausgerichtet werden. 

Die großen industriellen Stromabnehmer, insbe-

sondere die Chemische und die Eisenschaffende In-
dustrie, werden in den kommenden Jahren über die 

mögliche Installierung eigener Kernkraftkapazitä-

ten entscheiden. Der Energiebedarf eines einzelnen 

modernen Hüttenwerkkomplexes z. B. liegt auch 

nach Eliminierung der für Reduktionszwecke aufzu-

wendenden Energie im Bereich der für Kernkraft-

werke günstigen Größenordnungen. Allerdings kann 

die Bewältigung des sogenannten Reserveproblems 
das Zusammengehen der Industrie mit öffentlichen 

Versorgungsunternehmen zur Folge haben. Darauf 

deuten auch die jüngsten Berichte hin, nach denen 

im Ruhrgebiet Großunternehmen der Eisenschaffen-
den und der Aluminiumindustrie Sondertarife an-

geboten wurden. 

Aus der künftigen Entwicklung scheint sich jeden-
falls — insbesondere unter dem Einfluß der Gesetze 

zur Sicherung des Steinkohlenabsatzes in der Elek-

trizitätswirtschaft — zu ergeben, daß die „ Heizöl-

phase" im Bereich der Stromerzeugung weitgehend 

übersprungen werden wird. Insofern erfolgt die poli-

tische Behandlung der energiewirtschaftlichen Struk-

turprobleme teilweise zu Lasten der Mineralöl-

industrie. Es ist deshalb nicht unwahrscheinlich, daß 

der Absatz schweren Heizöls in Kraftwerken 1968 

gegenüber 1967 stagnieren wird, wenn die durch 

die Stromgesetze geförderte Re-Substitution des 

Heizöls durch Steinkohle in bivalenten Feuerungs-

anlagen den möglichen Mehreinsatz von Heizöl zur 

Stromerzeugung kompensieren wird. Darüber hin-

aus kommen die Maßnahmen der sogenannten Selbst-

beschränkung mittlerweile einer Kontingentierung 

im Zuwachsbereich des Absatzes von schwerem und 
leichtem Heizöl nahe. Wenn sich die dadurch zu er-

wartende Begrenzung des Absatzvolumens nachtei-

lig für die Mineralölwirtschaft auswirkt, dann ins-

besondere für die deutschen Unternehmen, die 

gegenüber den internationalen Konzernen unter ge-

wissen — steuerlich bedingten — Wettbewerbsver-

zerrungen zu leiden haben. Das ist ein Grund mehr 

zu überprüfen, auf welchem Wege künftig eine Neu-

tralisierung dieser Benachteiligung möglich sein 

wird. Insgesamt wird ein Viertel der Ende 1968 

voraussichtlich auf etwa 120 Mill. t erweiterten Raffi-

neriekapazität in der Bundesrepublik von deutschen 

Gesellschaften betrieben. Eine Konzentration dieser 

Gruppe würde künftig unter Berücksichtigung einer 

Normalauslastung der Produktionsanlagen alle zwei 

Jahre eine Kapazitätserweiterung um 2,5 Mill. t er-

möglichen, selbst wenn der Verbrauch schweren 

Heizöls jährlich nur um 3 vH zunehmen würde. Par-

allel zur Produktionspoolung wäre dann allerdings 

auch eine Koordinierung der Absatzpolitik erfor-

derlich. 

Dieses nicht unfreundliche Bild bedarf jedoch in-

soweit gewisser Einschränkungen, als sich aus der 
künftigen Entwicklung des Erdgasangebots minde-

stens nach 1970 für die Absatzentwicklung von Heizöl 

wie auch von Steinkohle eine Reihe neuer Fragen 

ergeben wird. Die vom DIW gegebene Vorausschät-

zung des Erdgasangebots= (einschließlich Erdölgas) 

für 1970 von etwa 10 Mill. t SKE wird voraussichtlich 

etwas überschritten werden, während die für 1975 

errechneten 35 Mill. t SKE aufgrund der bekannt-

gewordenen Abnahmeverträge ihrer Größenordnung 
nach immer noch realistisch erscheinen. 

1 Vgl. Wochenbericht des DIW Nr. 1/2, 1968. 
2 Vgl. M. L i e b r u c k s, ,.Corrigendum zum Energiegut-

achten von 1961" in Viertel,jahrshefte zur Wirtschaftsforschung, 
zweites Heft 1966. 
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